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			Kapitel 1: Grundlagen

			
				1. Das bürgerliche Recht im Rechtssystem

				Das bürgerliche Recht ist Teil des Privat- oder Zivilrechts.

				
					Wichtig

					Das Privatrecht regelt die Rechtsbeziehungen der Bürger untereinander.

				

				Im bürgerlichen Recht geht es um die privatrechtlichen Regelungen, die jeden Menschen betreffen. Außer im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) finden sich Vorschriften zu diesem Teilbereich des Privatrechts in einigen Nebengesetzen wie etwa dem Produkthaftungsgesetz oder dem Wohnungseigentumsgesetz. Neben dem bürgerlichen Recht als allgemeinem Privatrecht gibt es noch Sonderprivatrecht, das bestimmte Berufsgruppen oder Sachgebiete betrifft. So geht es beispielsweise im Handelsrecht um Regelungen, die – zusätzlich – zu beachten sind, wenn Kaufleute (siehe zum Begriff unten S.99) privatrechtliche Rechtsbeziehungen eingehen.

				Dem Privatrecht steht das öffentliche Recht gegenüber.

				
					Wichtig

					Das öffentliche Recht regelt das Verhältnis zwischen Bürger und Staat und die staatliche Organisation.
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				2. Die Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche

				Die Abgrenzung zwischen Privatrecht und öffentlichem Recht und die Frage, welches konkrete Rechtsgebiet betroffen ist, hat erhebliche praktische Bedeutung. Die Zuordnung zu einem Rechtsgebiet entscheidet beispielsweise darüber, welches Gericht zuständig ist, wenn Streitigkeiten auftreten. Es gibt

				
						
						Ordentliche Gerichte in Zivil- und Strafsachen

					

						
						Arbeitsgerichte

					

						
						Verwaltungsgerichte

					

						
						Finanzgerichte

					

						
						Sozialgerichte

					

						
						und Verfassungsgerichte.

					

				

				Streitfälle, die das bürgerliche Recht betreffen, werden von den sogenannten ordentlichen Gerichten in Zivilsachen entschieden. Das Verfahren vor den Zivilgerichten verläuft nach anderen Regeln als beispielsweise das Verfahren vor den Strafgerichten. Im Zivilverfahren gilt das Zivilprozessrecht.

				
					Wichtig

					Zivilprozessrecht ist das Verfahrensrecht zur Durchsetzung privatrechtlicher Ansprüche auf gerichtlichem Weg. Das Zivilprozessrecht ist im Wesentlichen in der Zivilprozessordnung (ZPO) und dem Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) geregelt.

				

				Im Zivilprozess streiten die betroffenen Parteien als Kläger und Beklagter miteinander. Der Prozess wird dadurch eingeleitet, dass der Kläger eine Klageschrift bei Gericht einreicht, die dann vom Gericht dem Beklagten zugestellt wird, vgl. § 253 ZPO. Mit der Zustellung wird die Klage rechtshängig. Das Gericht ermittelt zur Aufklärung des Sachverhalts nicht selbst, sondern legt bei seiner Entscheidung den Vortrag der Parteien zugrunde. Ist in Punkten, die für die Entscheidung relevant sind, zwischen den Parteien streitig, was vorgefallen ist, muss die beweisbelastete Partei den Beweis für ihre Version, etwa durch Zeugen, Urkunden oder Sachverständige erbringen. Im Normalfall ist der Kläger dabei für anspruchsbegründende, der Beklagte für anspruchsvernichtende Umstände beweisbelastet. Jede Partei muss also beweisen, was für sie günstig ist. Auf Grundlage des so festgestellten Sachverhalts trifft das Gericht seine rechtliche Entscheidung und weist die Klage ganz oder teilweise ab oder spricht ein Urteil zugunsten des Klägers.

				
					Beispiel

					Schädiger S verursacht fahrlässig einen Autounfall. Der Wagen des Geschädigten G wird beschädigt und G erheblich verletzt. G verklagt den S auf Ersatz der Schäden am Pkw, auf Ersatz der Heilbehandlungskosten und auf Schmerzensgeld. Er verlangt insgesamt 30.000 €. Der Prozess ist vor einem Zivilgericht zu führen. Wenn das Gericht dem G Recht gibt, steht am Ende des Prozesses ein Urteil, in dem es heißt: Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 30.000 € zu zahlen.

				

				Dagegen stehen sich im Strafprozess der Staat in der Person des Staatsanwalts und der Angeklagte gegenüber. Das Strafverfahren dient der Durchsetzung des staatlichen Strafanspruchs gegenüber einem Täter. Sowohl Staatsanwaltschaft als auch Gericht sind zur Erforschung der Wahrheit von Amts wegen verpflichtet. Ist das Gericht am Ende des Verfahrens von der Schuld des Angeklagten überzeugt, verhängt es gegen ihn eine Freiheits- oder Geldstrafe.

				
					Beispiel

					Die Staatsanwaltschaft erhebt gegen S aufgrund des Unfalls Anklage wegen fahrlässiger Körperverletzung. Der Staatsanwalt beantragt, den S zu einer Geldstrafe zu verurteilen. Spricht das Strafgericht den Angeklagten schuldig und folgt dem Antrag der Staatsanwaltschaft, wird S zu einer Geldstrafe verurteilt. Im Unterschied zum zivilrechtlichen Schadensersatz geht das Geld nicht an den Geschädigten, sondern an die Staatskasse.

				

				Ein Rechtsstreit über Fragen des bürgerlichen Rechts ist also nach den Regeln des Zivilprozesses vor einem ordentlichen Gericht in Zivilsachen zu führen. Ordentliche Gerichte in Zivilsachen sind die

				
						
						Amtsgerichte (AG)

					

						
						Landgerichte (LG)

					

						
						Oberlandesgerichte (OLG, in Berlin Kammergericht)

					

						
						und der Bundesgerichtshof (BGH).

					

				

				Eingangsinstanz ist entweder das Amtsgericht oder das Landgericht. Im Regelfall gilt: Klagen mit einem Streitwert bis zu 5000 € sind vor dem Amtsgericht, Klagen mit einem höheren Streitwert vor dem Landgericht zu erheben, §§ 23 und 71 GVG. Wenn die Klage beim Landgericht zu erheben ist, müssen sich die Parteien in dem Rechtsstreit durch Anwälte vertreten lassen, sog. Anwaltszwang.
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				Örtlich zuständig ist im Normalfall das Gericht am Wohnsitz des Beklagten, §§ 12, 13 ZPO. Verklagt man eine Gesellschaft, entscheidet deren Sitz, § 17 ZPO. In besonderen Fällen ist davon abweichend ein anderer Gerichtsstand festgelegt. So müssen beispielsweise nach § 29 a ZPO Streitigkeiten aus Mietverhältnissen immer da geführt werden, wo sich die Räume befinden. In manchen Fällen bekommt der Kläger vom Gesetz auch eine Wahlmöglichkeit eingeräumt, den Beklagten statt an dessen Wohnsitz an einem anderen Ort zu verklagen.

				
					Beispiel

					Stammt G aus Berlin und S aus Hamburg, ist bei einem Streitwert über 5000 € das Landgericht Hamburg für die Klage zuständig. Sollte der Unfall in Berlin stattgefunden haben, hat G alternativ auch die Möglichkeit, den S am Landgericht Berlin zu verklagen. Denn bei unerlaubten Handlungen (hier die fahrlässige Eigentums- und Körperverletzung) erlaubt § 32 ZPO dem Kläger, am Ort der unerlaubten Handlung zu klagen.

				

				Das Gericht stellt mit seinem Urteil fest, ob der vom Kläger gegen den Beklagten geltend gemachte Anspruch besteht. Sind Kläger oder Beklagter mit der Entscheidung nicht einverstanden, haben sie unter Umständen die Möglichkeit, das nächsthöhere Gericht anzurufen, d.h. in Berufung und dann eventuell auch noch in Revision zu gehen.

				Die Feststellung eines Anspruchs durch das Gericht ist notwendig, da die zwangsweise Durchsetzung in der Hand des Gerichtsvollziehers liegt. Der führt Vollstreckungsmaßnahmen wie beispielsweise Pfändungen nicht auf „Zuruf“, sondern nur auf Grundlage eines sogenannten Titels durch.

				
					Wichtig

					Titel sind Entscheidungen und beurkundete Erklärungen, die vom Gesetz ausdrücklich mit der Eigenschaft der Vollstreckbarkeit ausgestattet sind.

				

				
					Beispiele:

					Das sind vor allem Urteile (vgl. § 704 ZPO), aber auch Vollstreckungsbescheide, gerichtliche Vergleiche und notarielle Unterwerfungserklärungen, vgl. § 794 ZPO (siehe zur notariellen Unterwerfungserklärung unten S.230).

				

				Bei Geldforderungen besteht damit die Möglichkeit, statt eines Klageverfahrens ein gerichtliches Mahnverfahren durchzuführen, um einen vollstreckbaren Titel zu erlangen. Auf Antrag erlässt das Amtsgericht am Wohnsitz des Antragstellers ohne inhaltliche Prüfung einen Mahnbescheid, der dem Antragsgegner zugestellt wird. Erhebt der Antragsgegner nicht innerhalb von zwei Wochen Widerspruch, kann auf Grundlage des Mahnbescheids der Erlass eines Vollstreckungsbescheids beantragt werden. Aus dem Vollstreckungsbescheid kann vollstreckt werden wie aus einem Urteil. Der Antragsgegner hat jetzt aber noch einmal die Möglichkeit, Einspruch zu erheben. In diesem Fall geht das Mahnverfahren in ein Klageverfahren über. Beachte: Die Vollstreckung rechtskräftig festgestellter Ansprüche ist 30 Jahre möglich, vgl. § 197 I Nr.3 (Paragraphen ohne Gesetzesangabe sind solche des BGB).

			

			
				3. Die Privatautonomie und ihre Grenzen

				Die Unterscheidung zwischen Privatrecht und öffentlichem Recht ist auch deshalb wichtig, weil im Privatrecht völlig andere Grundsätze gelten als im öffentlichen Recht. Das öffentliche Recht ist durch ein Über-/Unterordnungsverhältnis, das Privatrecht durch Gleichordnung und Selbstbestimmung geprägt.
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				Im öffentlichen Recht tritt der Staat dem Bürger als Träger hoheitlicher Gewalt gegenüber. Er erlässt Verwaltungsakte (Bescheide), mit denen er einseitig Anordnungen gegenüber dem Bürger trifft. Die Verwaltungsbehörden dürfen aber natürlich nicht willkürlich entscheiden. Immer wenn eine Anordnung für den Bürger wichtig (wesentlich) ist, benötigen Behörden für ihr Handeln eine gesetzliche Grundlage, sog. Gesetzesvorbehalt.

				Im Privatrecht können die Bürger die Rechtslage grundsätzlich nach ihrem Willen frei ausgestalten. Das passiert durch sogenannte Rechtsgeschäfte. Das sind beispielsweise Testament, Kündigung (einseitige Rechtsgeschäfte) und vor allem Verträge (zweiseitige Rechtsgeschäfte). Es gilt der Grundsatz der Privatautonomie.

				
					Wichtig

					Grundsatz der Privatautonomie: Jeder kann seine Lebensverhältnisse im Rahmen der Rechtsordnung eigenverantwortlich regeln, insbesondere frei darüber entscheiden, ob, mit wem und mit welchem Inhalt er Verträge schließen will.

				

				Wesentliche Elemente der Privatautonomie sind die Freiheit des Eigentums, die Vereinigungsfreiheit und eben die Vertragsfreiheit.

				Es ist Sache der Parteien, frei zu entscheiden, ob sie überhaupt einen Vertrag abschließen wollen oder nicht (Abschlussfreiheit). Nur ganz ausnahmsweise besteht Abschlusszwang (Kontrahierungszwang), nämlich wenn es um lebensnotwendige Güter geht. Das ist zum Teil gesetzlich ausdrücklich festgeschrieben, wie etwa in § 36 Energiewirtschaftsgesetz für Gas- und Stromversorger. Aber auch sonst gilt, dass, wer lebenswichtige Güter öffentlich anbietet, den Vertragsschluss nur aus sachlichen Gründen ablehnen darf, wenn für den anderen keine zumutbare Möglichkeit besteht, sich die Leistung anderweitig zu besorgen.

				Es ist den Parteien auch überlassen, welche inhaltlichen Vereinbarungen sie treffen (Inhaltsfreiheit). Im Bereich des Privatrechts bestimmen die Bürger im Kern also selbst, was zwischen ihnen rechtlich gelten soll. Das wirft allerdings die Frage auf, in welchem Verhältnis dieses Selbstbestimmungsrecht zu den umfangreichen gesetzlichen Vorgaben durch das BGB und anderen zivilrechtlichen Gesetzen steht.

				In weiten Teilen enthält das BGB nur Vorschläge und Auffangregelungen, sog. dispositives Recht. Trotz gesetzlicher Regelung bleibt es dann bei der inhaltlichen Gestaltungsfreiheit der Vertragsparteien.

				
					Wichtig

					Dispositives Recht: Die Vertragsparteien können eine abweichende Vereinbarung treffen. Die gesetzliche Regelung gilt nur, wenn und soweit die Parteien nichts Abweichendes vereinbart haben.

				

				
					Beispiel

					Besteller B möchte seine Wohnung renovieren lassen. Er beauftragt Unternehmer U mit der Erstellung eines Kostenvoranschlages. U kann von B keine Vergütung für diese Arbeit verlangen, da § 632 III regelt, dass Kostenvoranschläge im Zweifel nicht zu vergüten sind. Der Zweifel besteht, da die Parteien selbst nichts besprochen haben. Vereinbaren B und U, dass der Kostenvoranschlag mit 50 € zu vergüten ist, muss B die 50 € zahlen. Die Rechtslage richtet sich dann nach der Vereinbarung und nicht nach der Auffangregelung des § 632 III.

				

				Andere Regelungen des BGB sind allerdings zwingend, mit der Konsequenz einer Einschränkung der Vertragsfreiheit.

				
					Wichtig

					Zwingendes Recht: Eine Abweichung von den gesetzlichen Vorgaben durch Vertrag ist unzulässig und unwirksam.

				

				
					Beispiel

					Mieter M mietet bei Vermieter V eine Wohnung an. Beide vereinbaren, dass eine Kündigung ohne Grund und mit einer Frist von nur einer Woche möglich sein soll. Die Vereinbarung ist unwirksam, da § 573 das Kündigungsrecht des Vermieters vom Bestehen eines berechtigten Interesses (Kündigungsgrund) abhängig macht und § 573 c eine Kündigungsfrist von mindestens drei Monaten vorsieht. Nach § 573 IV und § 573 c IV sind zum Nachteil des M abweichende Vereinbarungen nicht zulässig. Beachte: Ob eine Regelung dispositiven oder zwingenden Charakter hat, ist nicht immer dem Wortlaut des Gesetzes zu entnehmen und dann durch Auslegung zu klären. Für den zwingenden Charakter einer Regelung spricht es, wenn eine der betroffenen Parteien oder Dritte besonders schutzbedürftig sind.

				

				Grenzen der Inhaltsfreiheit ergeben sich außer aus zwingenden gesetzlichen Regelungen auch aus § 134 und § 138.

				Mit §§ 134, 138 werden an sich im dispositiven Bereich liegende Vereinbarungen ausgeschaltet, wenn sie gegen gesetzliche Verbote wie beispielsweise Strafvorschriften verstoßen, sittenwidrig oder wucherisch sind (siehe im Einzelnen unten S.54 ff).

				
					Beispiel

					A benötigt dringend einen Kredit. B gewährt den Kredit, verlangt aber 35 % Zinsen. Die Zinsregelung ist gemäß § 138 nichtig. Zwar ist die Festlegung der Zinshöhe an sich den Parteien überlassen, aber ein Zinssatz von 35 % „geht zu weit“. Das Privatrecht ist als Teil der Gesamtrechtsordnung den Wertungen des Grundgesetzes unterworfen. Wirtschaftliche und soziale Ungleichheit darf nicht dazu führen, dass der Vertrag im Einzelfall nicht mehr als Mittel der Selbstbestimmung dient, sondern eine Partei ihn aufgrund ihrer überlegenen Stellung als Mittel der Fremdbestimmung missbraucht.

				

			

			
				4. Die Willenserklärung

				Die Willenserklärung ist das Instrument zur privatautonomen Gestaltung der Rechtslage. Denn Verträge aber auch einseitige Rechtsgeschäfte wie Testament oder Kündigung kommen durch Willenserklärungen der Parteien zustande.

				a) Begriff der Willenserklärung

				
					Wichtig

					Eine Willenserklärung ist eine Willensäußerung, die auf Herbeiführung einer Rechtsfolge gerichtet ist.

				

				Danach ist nicht jede Willensäußerung auch eine Willenserklärung im rechtlichen Sinne. Wer beispielsweise sagt, dass er mit einem anderen ins Kino gehen möchte, gibt keine Willenserklärung ab. Denn eine Willenserklärung liegt nur dann vor, wenn die Äußerung Rechtsfolgen herbeiführen soll, sich der Erklärende rechtlich binden will. Daran fehlt es häufig bei Erklärungen im rein privaten Bereich, aber auch wenn Rechtsgeschäfte erst einmal nur vorbereitet werden. Obwohl es keine Willenserklärungen sind, werden sog. geschäftsähnliche Handlungen in vieler Hinsicht wie Willenserklärungen behandelt.

				
					Wichtig

					Geschäftsähnliche Handlungen sind Erklärungen, an die das Gesetz Rechtsfolgen knüpft, ohne dass diese vom Erklärenden gewollt sein müssen.

				

				
					Beispiel

					Gläubiger G fordert Schuldner S auf, eine fällige Zahlung zu leisten. Bei dieser Erklärung handelt es sich um eine Mahnung. Sie setzt den S in Verzug. Dass eine Mahnung zu Verzug führt, ist in § 286 I BGB angeordnet. Ob G den Verzug gewollt hat, ist irrelevant. Obwohl die Mahnung eine geschäftsähnliche Handlung und keine Willenserklärung ist, wird sie wie eine empfangsbedürftige Willenserklärung erst mit Zugang beim Empfänger wirksam (siehe unten S.15 ff.).

				

				b) Die Voraussetzungen einer Willenserklärung

				Eine Willenserklärung hat objektive und subjektive Voraussetzungen.

				Objektiver Tatbestand

				Beim objektiven oder äußeren Tatbestand geht es um die Frage, ob das Verhalten des Erklärenden nach außen den Eindruck einer Willenserklärung erweckt.

				
					Wichtig

					Der objektive Tatbestand einer Willenserklärung liegt vor, wenn eine Äußerung getätigt wird, die Schluss auf Rechtsbindungswillen zulässt.

				

				Die Willensäußerung kann ausdrücklich, aber auch durch konkludentes (schlüssiges) Verhalten erfolgen.

				
					Beispiel

					Käufer K möchte eine Zeitung kaufen. Einen entsprechenden Willen bekundet er ausdrücklich, wenn er sagt: „Ich möchte diese Zeitung kaufen.“ Zum Ausdruck kommt seine Kaufabsicht aber auch, wenn er die Zeitung einfach dem Kassierer vorlegt.

				

				Bloßes Schweigen hat grundsätzlich keinen Erklärungsgehalt.

				
					Beispiel

					Versandhändler V schickt dem K unbestellt einen Messerblock ins Haus. In einem Begleitschreiben heißt es: „Wir gehen davon aus, dass sie das einmalige Angebot nutzen wollen, diese Messer zum Preis von nur 99 € zu erwerben. Wir bitten sie deshalb nach einer Überlegungsfrist von 14 Tagen die beiliegende Rechnung zu begleichen.“ K legt die Messer beiseite und vergisst die Angelegenheit. Keine Vertragsannahme, da K weder ausdrücklich noch durch schlüssiges Verhalten zum Ausdruck gebracht hat, die Messer kaufen zu wollen. Beachte: Auch das Benutzen der Messer wäre nicht als konkludente Vertragsannahme zu werten. Denn gemäß § 241 a darf man unbestellt zugesandte Ware entschädigungslos behalten und benutzen.

				

				Eine Ausnahme von dem Grundsatz, dass Schweigen keinen Erklärungsgehalt hat, besteht zum einen, wenn das Schweigen zwischen Erklärendem und Empfänger als Erklärungszeichen vereinbart ist (sog. beredtes Schweigen).

				
					Beispiel

					V und K vereinbaren im Vorfeld, dass K, wenn er sich innerhalb von zwei Wochen nach Zusendung der Messer nicht meldet, mit dem Kauf einverstanden ist.

				

				Zum anderen gilt Schweigen im Einzelfall kraft gesetzlicher Anordnung als Willenserklärung (sog. normiertes Schweigen). Solche Anordnungen finden sich beispielsweise in §§ 108 II 2 2.Hs. (siehe unten S.51), 177 II 2 2.Hs., 516 II 2 und auch § 242 kann dazu führen, dass Schweigen als Willenserklärung gilt (siehe unten S.42).

				Die Willensäußerung muss für einen vernünftigen Empfänger den Eindruck erwecken, dass sich der Erklärende rechtlich binden will. Daran fehlt es typischerweise bei

				
						
						Äußerungen im rein privaten Bereich (wie beispielsweise Absprachen zur Empfängnisverhütung)

					

						
						rein tatsächlichen Gefälligkeiten (wie beispielsweise der Mitnahme eines Anhalters)

					

						
						Erklärungen und Handlungen, die Rechtsgeschäfte erst einmal nur vorbereiten (wie beispielsweise der Präsentation von Waren in Schaufenstern oder Katalogen).

					

				

				Mit der Auslage von Ware in einem Schaufenster oder der Herausgabe eines Warenkataloges fordert man die Kunden auf, ihrerseits ein Vertragsangebot zu machen (sog. Invitatio ad offerendum). Wären dies tatsächlich schon Angebote zum Vertragsschluss, würde der Anbietende Gefahr laufen, dass die Zahl der Annehmenden die Zahl der vorrätigen Ware übersteigt. Er hätte keine Möglichkeit zu verhindern, dass mehr Verträge zustande kommen, als er erfüllen kann. Außerdem könnte er eine eventuell vor dem Vertragsschluss gebotene Bonitätsprüfung des Kunden nicht durchführen. Da diese Umstände für einen vernünftigen Empfänger ersichtlich sind, fehlt es schon am objektiven Tatbestand einer Willenserklärung.

				Diese Grundsätze gelten im Prinzip genauso für Warenangebote auf Internetseiten. Im Einzelfall kann es allerdings sein, dass dem Kunden ein direkter Zugriff auf den Warenbestand des Verkäufers suggeriert wird und damit nach Auslegung schon von einem Angebot auszugehen ist. Und auch die Freischaltung einer Angebotsseite bei einer Internetauktion ist schon eine Willenserklärung und nicht nur eine den Vertragsschluss vorbereitende Maßnahme.

				Subjektiver Tatbestand

				Beim subjektiven oder inneren Tatbestand geht es um die Frage, ob das Verhalten als Willenserklärung gemeint war.

				
					Wichtig

					Der subjektive Tatbestand einer Willenserklärung ist gegeben, wenn der Erklärende Handlungs- und Erklärungsbewusstsein hat.

				

				Handlungsbewusstsein liegt vor, wenn der äußere Erklärungstatbestand auf willensgesteuertem Verhalten beruht, und ist selten problematisch.

				
					Beispiel

					Keine Willenserklärung durch Bewegung im Schlaf, selbst wenn die Bewegung für einen Empfänger den Eindruck zustimmenden Nickens macht.

				

				Erklärungsbewusstsein ist das Bewusstsein, eine rechtsgeschäftliche Erklärung abzugeben. Nach überwiegender Ansicht reicht es allerdings aus, wenn der Erklärende bei pflichtgemäßer Sorgfalt hätte erkennen können, dass sein Verhalten als Willenserklärung gewertet wird, sog. potenzielles Erklärungsbewusstsein.

				
					Beispiel

					Der Erklärende E hebt in einer Versteigerung den Arm. Willenserklärung auch dann, wenn er nur einem Bekannten zuwinken wollte, denn ihm hätte klar sein müssen, dass der Auktionator seine Geste als Gebot verstehen wird.

				

				Völlig unerheblich für das Vorliegen einer Willenserklärung ist das Fehlen des sog. Geschäftswillens. Geschäftswille ist der Wille, mit der Erklärung eine ganz bestimmte Rechtsfolge herbeizuführen.

				
					Beispiel

					E unterschreibt in seinem Fitnessstudio aus Versehen eine Liste zur Bestellung von Nahrungsergänzungsmitteln in der Ansicht, es handle sich um die Liste zur Bestellung des T-Shirts mit dem Logo des Studios. E hat Erklärungswillen, da ihm klar ist, dass er eine rechtlich relevante Erklärung – Warenbestellung – abgibt. Dass er inhaltlich eine andere Rechtsfolge wollte, gibt ihm die Möglichkeit, sich über eine Anfechtung wieder von der Erklärung zu lösen (siehe unten S.57 ff.), ändert aber zunächst nichts am Vorliegen einer Willenserklärung.

				

				c) Das Wirksamwerden der Willenserklärung

				Nicht empfangsbedürftige Willenserklärungen sind nicht an eine andere Person gerichtet. Sie sind abgegeben und wirksam, wenn der Erklärungsvorgang beendet ist.

				
					Beispiel

					Ein Testament ist wirksam errichtet, wenn es fertig geschrieben und unterschrieben (vgl. § 2247) ist.

				

				Willenserklärungen zum Abschluss eines Vertrages, aber auch Erklärungen, mit denen man Gestaltungsrechte ausübt wie Anfechtung, Rücktritt oder Kündigung sind im Normalfall empfangsbedürftig. Sie richten sich an eine andere Person und werden deshalb erst wirksam, wenn sie

				
						
						absichtlich (oder fahrlässig) in Richtung Empfänger auf den Weg gebracht und damit abgegeben worden sind

					

						
						und dann dem Empfänger auch zugehen, vgl. § 130 I 1.

					

				

				Bis zum Zugang sind empfangsbedürftige Willenserklärungen widerruflich, § 130 I 2.

				Zugang verkörperter Willenserklärungen

				
					Wichtig

					Der Zugang verkörperter Willenserklärungen (Brief, E-Mail, Fax, Nachricht auf Anrufbeantworter) erfolgt, wenn die Willenserklärung so in den Machtbereich des Empfängers gelangt, dass Kenntnisnahme möglich und nach der Verkehrsanschauung zu erwarten ist.

				

				Entscheidend ist also nicht der Moment, in dem etwa ein Brief in den Briefkasten des Empfängers gelangt ist, andererseits aber auch nicht erst der Zeitpunkt, in dem der Adressat den Brief unter Umständen erst zwei Wochen später tatsächlich gelesen hat. Es kommt vielmehr auf den Zeitpunkt an, in dem üblicherweise mit der Leerung des Briefkastens und dem Lesen des Briefs zu rechnen ist.

				
					Beispiel

					Um eine Kündigungsfrist zu wahren, soll ein Kündigungsschreiben am 31. Mai beim Adressaten A sein. Der Erklärende E wirft den Brief am 31. Mai um 22 Uhr in den Briefkasten des A. Damit ist der Brief im Machtbereich des A und Kenntnisnahme möglich. Üblicherweise zu rechnen ist mit der Kenntnisnahme aber erst am nächsten Tag nach der normalen Postzustellungszeit. Zugang also erst am 1. Juni. Die Kündigung ist verspätet. Anders nur, wenn A erst um 23 Uhr nach Hause kommt und den Brief findet und liest.

				

				Aus Gründen der Rechtssicherheit und weil der Erklärende in die Lage versetzt werden soll, Fristen zu wahren, hindern nach überwiegender Ansicht individuelle Kenntnisnahmehindernisse den Zugang nicht. Maßgebend ist allein, ob unter normalen Umständen die Kenntnisnahme zu erwarten gewesen wäre, nicht ob der konkrete Empfänger tatsächlich dazu in der Lage war.

				
					Beispiel

					Das Kündigungsschreiben wird A per Post am 30. Mai zugestellt. Zugang auch dann, wenn A sich für zwei Wochen im Urlaub oder im Krankenhaus befindet.

				

				Bis zum Zugang trägt der Erklärende das Risiko des Verlustes oder der Verzögerung der Erklärung. Erst danach gehen diese Risiken auf den Adressaten über.

				
					Beispiel

					E schickt das Kündigungsschreiben sicherheitshalber schon am 26. Mai ab. Aufgrund eines Fehlers der Post geht der Brief verloren bzw. wird der Brief erst am 2. Juni zugestellt. Die Kündigung erfolgt gar nicht bzw. zu spät, da E das Übermittlungsrisiko bis zum Zugang trägt. Beachte: Zu diesem Übermittlungsrisiko gehört auch die Beweislast. Behauptet A nur, er habe den Brief nicht erhalten, ist es Sache des E, den Zugang zu beweisen. Wichtige Schreiben sollten deshalb per Einschreiben geschickt oder unter Zeugen übergeben werden.

				

				Empfangsbote

				Zurechnen lassen muss sich der Empfänger aber Verzögerungen oder Verluste, wenn der Erklärende die Willenserklärung schon an einen Empfangsboten ausgehändigt hat.

				
					Wichtig

					Empfangsbote ist, wer entweder tatsächlich ermächtigt ist oder nach der Verkehrsanschauung als ermächtigt und geeignet angesehen werden kann, die Willenserklärung für den Empfänger entgegenzunehmen und an ihn weiterzuleiten.

				

				Mit Übergabe an einen Empfangsboten gelangt die Willenserklärung in den Machtbereich des Empfängers. Unabhängig davon, ob der Empfangsbote die Erklärung tatsächlich weitergibt, tritt der Zugang zu dem Zeitpunkt ein, in dem üblicherweise mit Weiterleitung zu rechnen gewesen wäre. Empfangsboten sind beispielsweise der Ehepartner des Adressaten oder Angestellte, die sich in den Geschäfts- oder Wohnräumen des Empfängers aufhalten. Keine Empfangsboten sind Nachbarn, Handwerker oder minderjährige Kinder des Empfängers.

				
					Beispiel

					E möchte das Kündigungsschreiben am 31. Mai selbst übergeben, trifft aber in der Wohnung des A nur dessen Ehefrau F an. Er händigt ihr den Brief aus. F vergisst den Brief, findet ihn zufällig nach zwei Wochen wieder und gibt ihn dann erst an A weiter. Zugang schon am 31. Mai, da F Empfangsbotin des A ist und am gleichen Tag mit Weitergabe an A zu rechnen gewesen wäre. Hätte E das Schreiben der 14-jährigen Tochter des A übergeben, läge das Verzögerungsrisiko bei ihm und Zugang wäre erst zwei Wochen später bei tatsächlicher Weitergabe erfolgt.

				

				Zugangshindernisse

				Wenn der Adressat absichtlich vereitelt, dass eine Willenserklärung in seinen Machtbereich gelangt oder wenn er die Entgegennahme einer Erklärung unberechtigt verweigert, gilt der Zugang dennoch gemäß § 242 als erfolgt.

				
					Beispiele:

					E hat A angekündigt, die Kündigung per Fax erklären zu wollen. A legt absichtlich kein Papier in sein Faxgerät ein, damit ihn die Willenserklärung nicht erreicht. A schlägt dem E die Tür vor der Nase zu, als dieser am 31. Mai persönlich das Kündigungsschreiben übergeben will. In beiden Fällen ist der Zugang erfolgt.

				

				Bei nur nachlässiger Zugangsverhinderung durch den Adressaten tritt dagegen zunächst kein Zugang ein. Wer mit dem Zugang von Willenserklärung rechnen muss, wie beispielsweise ein Vermieter, ein Unternehmer, der mit anderen in Geschäftsbeziehungen steht, oder auch eine Privatperson, der Willenserklärungen angekündigt sind, muss Vorkehrungen treffen, dass ihn diese Willenserklärungen auch erreichen. Tut er das nicht, fingiert man zwar nicht den Zugang, aber ein späterer Zugang wirkt über § 242 auf den Zeitpunkt des ersten Zugangsversuchs zurück. Im Unterschied zur absichtlichen Zugangsverhinderung muss der Erklärende bei einer nachlässigen Zugangsverhinderung des Empfängers also erneute Zugangsversuche unternehmen, bis er den Zugang schließlich bewirkt hat. Erst dann wird ihm über § 242 in Bezug auf inzwischen versäumte Fristen geholfen.

				
					Beispiel

					E sendet die Kündigung per Einschreiben mit Rückschein an A. Am 28. Mai versucht der Postbote, den Brief zuzustellen. Da A nicht zu Hause ist, hinterlässt er ein Benachrichtigungsschreiben im Briefkasten des A. Beachte: noch kein Zugang, da sich die eigentliche Willenserklärung noch nicht im Machtbereich des Empfängers befindet. A holt in den folgenden Tagen das Schreiben nicht von der Post ab, sodass es schließlich an E zurückgeschickt wird. Kein Zugang. Nur wenn E in der Folgezeit durch erneute Zustellversuche oder persönliche Übergabe den Zugang erreicht, wirkt dieser Zugang zeitlich auf den ersten Zustellungsversuch zurück.

				

				Nicht verkörperte Willenserklärungen

				Nicht verkörperte Willenserklärungen, d.h. mündliche Willenserklärungen, die persönlich oder über das Telefon direkt von Person zu Person abgegeben werden, gehen zu, wenn der Erklärende nach allen Umständen davon ausgehen durfte, dass der Adressat die Erklärung akustisch bzw. optisch richtig wahrgenommen hat (sog. abgeschwächte Vernehmungstheorie).

				d) Die Auslegung von Willenserklärungen

				Ist der Inhalt der Willenserklärung zweifelhaft, muss er durch Auslegung gemäß §§ 133, 157 ermittelt werden.

				Der Erklärende möchte nur an dem festgehalten werden, was er wirklich erklären wollte. Für eine Auslegung nach dem wahren Willen (sog. natürliche Auslegung) sprechen § 133 und der Grundsatz der Privatautonomie.

				Der Empfänger einer Willenserklärung möchte, dass die Erklärung so gewertet wird, wie er sie verstanden hat. Dafür spricht der Gedanke des Vertrauensschutzes. Dieser Schutzgedanke führt dazu, dass bei der Auslegung von empfangsbedürftigen Willenserklärungen grundsätzlich die Sicht des Empfängers maßgebend ist. Allerdings ist nicht entscheidend, was der konkrete Empfänger wirklich verstanden hat, sondern, was ein vernünftiger Durchschnittsempfänger unter Berücksichtigung aller erkennbaren Umstände verstehen musste (sog. objektiv-normative Auslegung). Durch das Abstellen auf einen objektivierten Empfängerhorizont verhindert man, dass der Inhalt der Willenserklärung durch vermeidbare Missverständnisse des konkreten Adressaten mitbestimmt wird.

				
					Beispiel

					E bittet A schriftlich um Lieferung von zehn Gros Küchenrolle. Er meint damit zehn große Rollen. A denkt ein Gros sei ein Dutzend. Bei der Auslegung ist weder entscheidend, was E erklären wollte (zehn große Rollen), noch was A verstanden hat (zehn Dutzend), sondern das, was ein vernünftiger Empfänger verstanden hätte. Der hätte es „richtig“ verstanden. Da ein Gros 12 mal 12 bedeutet, hat E 1440 Küchenrollen bestellt.

				

				Spielt der Empfängerschutz keine Rolle, werden Willenserklärungen nach dem wahren Willen des Erklärenden ausgelegt. Das gilt für nicht empfangsbedürftige Willenserklärungen wie das Testament und für empfangsbedürftige Willenserklärungen, wenn der Adressat ausnahmsweise nicht schutzbedürftig ist. Das ist der Fall, wenn Erklärender und Adressat unter einer falschen Bezeichnung das Gleiche verstehen oder wenn der Adressat den wirklichen Willen des Erklärenden erkannt hat.

				
					Beispiel

					A und E denken beide fälschlicherweise, dass zehn Gros zehn Dutzend sind. Bestellung von 120 Küchenrollen.

				

			

			
				5. Vertrag und Abstraktionsprinzip

				
					Wichtig

					Ein Vertrag ist die von den Parteien einverständlich getroffene Regelung eines Rechtsverhältnisses.

				

				a) Verpflichtende und verfügende Verträge

				Eine wichtige Differenzierung ist die zwischen verpflichtenden und verfügenden Verträgen.

				
					Wichtig

					Verpflichtende Verträge binden, verfügende Verträge wirken.

				

				In Verpflichtungsverträgen werden Leistungen versprochen. Als Konsequenz des Leistungsversprechens schuldet der Versprechende die Leistung. Verpflichtungsverträge werden deshalb auch Schuldverträge genannt. Es entsteht ein Anspruch des Gläubigers gegen den Schuldner auf die versprochene Leistung und damit ein sog. Schuldverhältnis, vgl. § 241 I.

				
					Beispiele:

					Verpflichtungsverträge sind der Kaufvertrag (§ 433), der Darlehensvertrag (§ 488), die Schenkung (§ 516), der Mietvertrag (§ 535), die Leihe (§ 598), der Werkvertrag (§ 631) oder die Bürgschaft (§ 765).

				

				Übernimmt nur eine der Parteien eine Leistungspflicht, spricht man von einem einseitig verpflichtenden Vertrag.

				
					Beispiel

					Zum Abschluss eines Schenkungsvertrages sind zwar zwei Willenserklärungen erforderlich, aber nur der Schenker übernimmt eine Verpflichtung. Der Beschenkte erwirbt einen Anspruch auf die schenkweise versprochene Leistung, ohne seinerseits Leistungspflichten zu haben.

				

				Bei zweiseitig verpflichtenden Verträgen übernehmen beide Vertragsparteien Verpflichtungen. Von einem gegenseitigen Vertrag spricht man, wenn diese Verpflichtungen im Verhältnis Leistung und Gegenleistung zueinander stehen. Gekennzeichnet ist der gegenseitige Vertrag durch ein Abhängigkeitsverhältnis der beiderseitigen Verpflichtungen, das sich daraus ergibt, dass jede Vertragspartei ihre Leistung um der Gegenleistung willen verspricht.

				
					Beispiel

					Bei einem Kaufvertrag verpflichtet sich der Verkäufer zur Lieferung der Kaufsache, damit ihm der Käufer im Gegenzug den Kaufpreis verspricht. Umgekehrt ist auch der Käufer nur bereit, sich zur Geldzahlung zu verpflichten, weil der Verkäufer ihm die Kaufsache verspricht.

				

				
					Wichtig

					Ein Verfügungsvertrag ist ein Vertrag, mit dem unmittelbar auf ein bestehendes Recht eingewirkt wird.

				

				Bei den Verfügungsverträgen geht es darum, ein Recht zu übertragen, zu belasten, inhaltlich zu verändern oder aufzuheben.

				
					Beispiele:

					Verfügungen sind die Abtretung einer Forderung (§ 398), die Übertragung des Eigentums an einem Kfz (§ 929), die Übertragung des Eigentums an einem Grundstück (§§ 873, 925) oder die Belastung eines Grundstücks mit einer Hypothek (§§ 873, 1113).

				

				Damit ein Verfügungsvertrag zur beabsichtigten Rechtsänderung führt, muss zu der Einigung der Parteien über die Rechtsänderung Verfügungsmacht des Verfügenden hinzukommen. Verfügungsmacht hat der Rechtsinhaber, bei der Eigentumsübertragung also der Eigentümer, bei der Abtretung einer Forderung der Forderungsinhaber (Gläubiger). Fehlende Verfügungsmacht kann durch Zustimmung des Berechtigten überwunden werden und – wenn das Gesetz das im Einzelfall anordnet – durch guten Glauben des Erwerbers an die Berechtigung des Verfügenden.

				Ein weiteres Kennzeichen der Verfügungen ist die Geltung des Prioritätsprinzips. Mit der ersten Verfügung tritt die Rechtsänderung ein. Sollte der ursprünglich Berechtigte danach noch eine weitere Verfügung vornehmen wollen, fehlt ihm dazu die erforderliche Verfügungsmacht.

				b) Trennungs- und Abstraktionsprinzip

				
					Wichtig

					Trennungsprinzip: Der Verpflichtungsvertrag (Grund- oder Kausalgeschäft) und der Verfügungsvertrag (Erfüllungsgeschäft) sind gesonderte Rechtsgeschäfte.

				

				Besteht die Verpflichtung darin, dem anderen Eigentum an einem Gegenstand oder die Gläubigerstellung an einer Forderung zu verschaffen, muss zur Erfüllung der Verpflichtung wiederum ein Vertrag geschlossen werden. Das Eigentum muss durch Übereignung übertragen, die Forderung abgetreten werden. Am Beispiel des Kaufes bedeutet das: Im normalen Sprachgebrauch versteht man unter Kauf das gesamte Geschäft, mit dem ein Käufer von einem Verkäufer gegen Zahlung des Kaufpreises eine Kaufsache erwirbt. Juristisch betrachtet ist der Gesamtvorgang aber in mehrere, strikt voneinander zu trennende Verträge aufgespalten. Mit dem Kaufvertrag versprechen sich die Parteien die Leistungen und erwerben damit entsprechende Ansprüche gegeneinander. Es wird sozusagen das Programm dessen festgelegt, was passieren soll. 

					[image: IMG]
				Der Abschluss des Kaufvertrages hat aber überhaupt keinen Einfluss auf die Eigentumsverhältnisse. Damit die Parteien bekommen, was sie wollen, – der Käufer Eigentum an der Kaufsache, der Verkäufer Eigentum am Geld – müssen sie weitere Verträge schließen. Sie müssen Geld und Kaufsache übereignen, also zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen Verfügungsverträge abschließen.
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					Beispiel

					K bestellt beim Möbelversand V einen Tisch zum Preis von 1.000 €. V bestätigt die Bestellung. Zwei Wochen später wird der Tisch ausgeliefert und K übergibt den Kaufpreis an den Fahrer. Mit Bestellung und Bestätigung ist zwischen K und V ein Kaufvertrag (§ 433) zustande gekommen. V ist verpflichtet, K den Tisch zu liefern, und K ist verpflichtet, 1000 € zu zahlen. Bei der Lieferung werden Tisch und Geld jeweils durch Einigung und Übergabe übereignet (§ 929). Die Willenserklärungen, die darauf gerichtet sind, das Eigentum übergehen zu lassen, liegen konkludent in Weggabe und Entgegennahme von Tisch und Geld.

				

				Bei dieser Aufteilung in verschiedene Verträge bleibt es auch bei den üblichen Bargeschäften des täglichen Lebens, bei denen die Übergabe von Geld und Ware sofort erfolgt.

				
					Beispiel

					K nimmt am Kiosk eine Zeitung vom Stapel und legt Geld in die Kassierschale. V nimmt das Geld an sich. Kaufvertrag, Übereignung des Geldes und Übereignung der Zeitung.

				

				Nicht bei jeder Verpflichtung muss zur Erfüllung ein weiterer Vertrag abgeschlossen werden. Zum Teil sind nur tatsächliche Handlungen geschuldet. Dann erfüllt der Schuldner seine Verpflichtung einfach, indem er die geschuldete Handlung erbringt.

				
					Beispiele:

					Der Vermieter schuldet aus dem Mietvertrag (§ 535) die Überlassung der Mietsache, nicht etwa das Eigentum an der Sache. Erfüllung durch Überlassen. Der Arbeitnehmer schuldet aus dem Arbeitsvertrag (§ 611) die Erbringung der Arbeitsleistung. Erfüllung durch Erbringen der Arbeitsleistung.

				

				
					Wichtig

					Abstraktionsprinzip: Der Verfügungsvertrag ist in seinem Bestand unabhängig vom Vorhandensein eines wirksamen Grundgeschäfts.

				

				Verpflichtungs- und Verfügungsvertrag führen ein juristisches Eigenleben. Wenn das Grundgeschäft unwirksam ist, ist das allein kein Grund dafür, auch das Erfüllungsgeschäft für unwirksam zu halten. Die Wirksamkeit der Geschäfte wird völlig losgelöst voneinander beurteilt.

				
					Beispiel

					K ist 16 und kauft einem 18-jährigen Freund V für 500 € dessen umfangreiche Comic-Sammlung ab. K übergibt das Geld und V die Hefte. Der Kaufvertrag, mit dem sich K zur Zahlung des Kaufpreises verpflichtet, ist wegen der beschränkten Geschäftsfähigkeit des K ohne Zustimmung seiner Eltern unwirksam. Die Übereignung der Comic-Hefte an K ist aber wirksam, da gemäß § 107 rechtlich vorteilhafte Geschäfte, die ein beschränkt Geschäftsfähiger schließt, auch ohne Zustimmung der Eltern gelten. Die Tatsache, dass der Kaufvertrag unwirksam ist, beeinflusst die Wirksamkeit der Übereignung der Comic-Hefte nicht.

				

				Dem Abstraktionsprinzip widerspricht es nicht, dass im Einzelfall Grund- und Erfüllungsgeschäft unwirksam sind. Bei der getrennten Prüfung der verschiedenen Verträge kann sich ergeben, dass sie an demselben Mangel kranken, sog. Fehleridentität.

				
					Beispiel

					Ebenso wie der Kaufvertrag ist auch die Übereignung des Geldes an V infolge der beschränkten Geschäftsfähigkeit des K ohne Zustimmung der Eltern unwirksam. Denn die Aufgabe des Eigentums an dem Geld ist natürlich nachteilig für K.

				

				Beachte: Leistungen, die aufgrund eines unwirksamen Verpflichtungsgeschäfts ausgetauscht wurden, können über bereicherungsrechtliche Ansprüche zurückgeholt werden. In § 812 I 1 1.F. ist nämlich angeordnet, dass rechtsgrundlos erlangte Vermögensvorteile wieder herausgegeben werden müssen.

				
					Beispiel

					K hat zwar Besitz und Eigentum an den Comic-Heften erlangt. Gemäß § 812 I 1 1.F. muss er beides wieder herausgeben, weil der zugrunde liegende Kaufvertrag unwirksam ist. Er muss die Comics zurückübereignen.

				

			

			
				6. Der Aufbau des BGB

				Verfügungsverträge, die Sachen betreffen, sind im 3. Buch des BGB, dem Sachenrecht geregelt. Vorschriften zu Schuldverträgen finden sich im 2. Buch des BGB, dem Schuldrecht. Insgesamt ist das BGB in fünf Bücher unterteilt.

					[image: IMG]
				Die Verteilung der Regelungsmaterien auf die fünf Bücher folgt verschiedenen Gesichtspunkten.

				a) Das Allgemeine vor dem Besonderen

				Im Allgemeinen Teil des BGB (§§ 1 – 240) finden sich im Wesentlichen Vorschriften zu den handelnden Personen, zur Willenserklärung, zum Vertragsschluss, zu den Wirksamkeitshindernissen und zu Fristen, Terminen und Verjährung. Damit ist das vor die Klammer gezogen, was für alle nachfolgenden Bereiche relevant ist. Auf diese Weise werden Doppelungen vermieden.

				
					Beispiel

					Es gibt schuldrechtliche Verträge wie den Kaufvertrag, sachenrechtliche Verträge wie die Übereignung, erbrechtliche Verträge wie den Erbvertrag und familienrechtliche Verträge wie den Ehevertrag. Die Methode des Vertragsschlusses ist ein für alle Mal in §§ 145 ff. geregelt. Zur Frage des wirksamen Zustandekommens des Vertrages ist bei den einzelnen Verträgen nur noch dann etwas gesagt, wenn Besonderheiten, z.B. Formerfordernisse, gelten.

				

				Auch im Schuldrecht sind Regelungen, die alle Schuldverhältnisse gleichermaßen betreffen, in einem allgemeinen Teil zusammengefasst und den besonderen Regeln, die einzelne Schuldverhältnisse betreffen, vorangestellt.

				b) Getrennte Behandlung von relativen und absoluten Rechten

				Schuldrecht und Sachenrecht folgen der Einteilung in relative und absolute Rechte.

				Schuldrecht

				Im Schuldrecht (§§ 241 – 853) geht es um Beziehungen zwischen Personen.

				
					Wichtig

					Ein Schuldverhältnis ist ein Rechtsverhältnis zwischen (mindestens) zwei Personen, kraft dessen die eine Person, der Gläubiger, von der anderen, dem Schuldner, eine Leistung fordern kann, vgl. § 241 I.

				

				Schuldverhältnisse sind durch ihre Relativität gekennzeichnet. Sie wirken immer nur zwischen den Beteiligten. Nur sie sind aus der besonderen Beziehung berechtigt und verpflichtet.
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				Schuldverhältnisse entstehen

				
						
						durch den Abschluss verpflichtender Verträge

					

						
						durch einseitige Rechtsgeschäfte wie etwa die Auslobung

					

						
						oder aufgrund gesetzlicher Anordnung.

					

				

				§ 311 II regelt beispielsweise, dass schon die Aufnahme von Vertragsverhandlungen oder die sonstige Anbahnung geschäftlichen Kontakts ein Schuldverhältnis begründet (siehe auch S.119). Inhalt dieses Schuldverhältnisses sind aber, da ein Leistungspflichten begründender Vertrag gerade noch nicht besteht, nur Pflichten im Sinne des § 241 II. Das sind weitere Verhaltenspflichten wie Aufklärungspflichten oder Schutzpflichten in Bezug auf Rechtsgüter oder Interessen des anderen. Der Begriff des Schuldverhältnisses ist also nicht zwingend mit dem Bestehen einer Leistungspflicht verknüpft. Andere Pflichten stehen häufig neben Leistungspflichten, können aber wie im Fall des § 311 II und bei manchen Gefälligkeiten auch alleiniger Inhalt des Schuldverhältnisses sein.

				
					Beispiel

					A nimmt Anhalter B mit. Rein tatsächliche Gefälligkeit (siehe oben S.13), also weder Leistungs- noch Schutzpflichten. C verspricht D verbindlich, für ihn einen Pkw von Hamburg nach Berlin zu überführen, verlangt dafür aber kein Geld. Gefälligkeitsvertrag in Form eines Auftrages (§ 662), also Leistungs- und Schutzpflichten. Spediteur E bittet Spediteur F, ihm mit einem Fahrer auszuhelfen. F ist sich erst nicht sicher, ob das möglich sein wird, schickt dann aber doch einen Fahrer zu E. Keine Leistungs-, aber Schutzpflichten. Der Fahrer muss angesichts der Werte, die ihm anvertraut werden, geeignet sein. Ist er noch nie selbstständig einen größeren Lastzug gefahren und beschädigt deshalb den Lkw bei einem Wendemanöver, kommen deshalb nicht nur außervertragliche Haftungsansprüche nach §§ 823 ff., sondern auch vertragliche Schadensersatzansprüche des E gegen F nach § 280 I in Betracht. Beachte: Welche Form der Gefälligkeit vorliegt, richtet sich nach Art, Grund und Zweck der Gefälligkeit, ihrer wirtschaftlichen und rechtlichen Bedeutung und der Interessenlage der Parteien.

				

				Im Allgemeinen Schuldrecht finden sich insbesondere Regelungen zu den Leistungsmodalitäten wie Leistungsinhalt, -ort und -zeit, zum Erlöschen schuldrechtlicher Verpflichtungen durch Erfüllung oder Erfüllungssurrogate (z.B. Aufrechnung), zu den Rechtsfolgen von Pflichtverletzungen, zur Übertragung von Forderungen (Abtretung) und zur Gläubiger- und Schuldnermehrheit.

				Im Besonderen Schuldrecht (§§ 433 ff.) werden einzelne vertragliche und gesetzliche Schuldverhältnisse behandelt. Für besonders wichtige und häufig vorkommende Schuldverträge wie etwa Kauf, Miete, Dienst- oder Werkvertrag sind hier spezielle Regeln aufgestellt, die das allgemeine Schuldrecht ergänzen bzw. verdrängen.

				
					Beispiel

					In §§ 536 ff. geht es um die Rechtsfolgen von Mängeln einer Mietsache. § 536 a I ordnet an, unter welchen Voraussetzungen der Mieter vom Vermieter wegen Mietmängeln Schadensersatz verlangen kann. Diese spezielle Regelung verdrängt die Regelungen des allgemeinen Schuldrechts zu Schadensersatz bei Pflichtverletzungen des Schuldners.

				

				Die im besonderen Schuldrecht vorgestellten Schuldvertragstypen bilden keine abschließende Aufzählung. Kraft Vertragsfreiheit können die Parteien selbstverständlich auch andere als die im Gesetz erwähnten Schuldverträge schließen, vgl. § 311 I.

				
					Beispiel

					Nicht geregelte, aber in der Praxis häufig vorkommende Vertragstypen sind der Beherbergungsvertrag, der Schuldbeitritt (siehe unten S.231) oder der Franchisevertrag.

				

				Von den Schuldverhältnissen, die kraft Gesetzes entstehen, sind im besonderen Schuldrecht die Ansprüche aus Geschäftsführung ohne Auftrag (§§ 677 ff), aus ungerechtfertigter Bereicherung (§§ 812 ff.) und aus unerlaubter Handlung (§§ 823 ff.) geregelt.

				
					Beispiel

					G sitzt als Gast in einem Selbstbedienungsrestaurant. Ein anderer Gast S läuft mit einem voll beladenen Tablett durch den Raum und verschüttet aus Unachtsamkeit Suppe. Die Suppe verschmutzt die Jacke des G. Zwischen S und G besteht kein Vertrag. Trotzdem schuldet Schädiger S dem Geschädigten G eventuell anfallende Reinigungskosten. § 823 I ordnet nämlich an, dass, wer Leben, Körper, Gesundheit, Freiheit, Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen vorsätzlich oder fahrlässig verletzt, dem anderen zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet ist.

				

				Sachenrecht

				Im Sachenrecht (§§ 854 – 1296) geht es um die tatsächlichen und rechtlichen Beziehungen zwischen Personen und Sachen, d.h. um Besitz, Eigentum und beschränkt dingliche Rechte. Mitgeregelt sind die dinglichen und schuldrechtlichen Ansprüche, die sich daraus Personen gegenüber ergeben.

				
					Wichtig

					Besitz ist die tatsächliche Sachherrschaft einer Person über eine Sache, vgl. § 854. Eigentum ist das umfassende Herrschaftsrecht einer Person an einer Sache, vgl. § 903.

				

				
					Beispiel

					Dieb D bricht das Auto des Eigentümers E auf und fährt damit weg. D hat die tatsächliche Gewalt über das Auto und ist deshalb Besitzer. Das ändert aber nichts am Recht des E an dem Pkw. Bei Beeinträchtigungen ist er als Eigentümer insbesondere über § 985 (Herausgabeanspruch), § 1004 (Beseitigungsund Unterlassungsanspruch) und § 823 I (Schadensersatzanspruch) geschützt.

				

				Rechte an Sachen nennt man auch dingliche Rechte. Neben dem Eigentum als umfassendem Herrschaftsrecht gibt es noch die beschränkt dinglichen Rechte, bei denen das Herrschaftsrecht nur in bestimmter Hinsicht besteht. Es gibt Nutzungs-, Verwertungs- und Erwerbsrechte. Soweit beschränkt dingliche Rechte reichen, schränken sie das Herrschaftsrecht des Eigentümers ein.

				
					Beispiel

					Eine Hypothek ist ein dingliches Verwertungsrecht an einem Grundstück zur Absicherung einer bestimmten Forderung. Wird die Forderung nicht getilgt und die Hypothek damit fällig, ist der Eigentümer zur Duldung der Zwangsvollstreckung (Zwangsversteigerung) in das Grundstück verpflichtet.

				

				Dingliche Rechte sind dadurch gekennzeichnet, dass sie gegenüber jedermann wirken. Das ist der Grund, warum man sie als absolute Rechte bezeichnet.

				
					Beispiel

					Das Grundstück des N liegt nicht direkt an der Straße.
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